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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 

(Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP) 


A. Problem 

Nach dem Absatzfondsgesetz haben ernährungswirtschaftliche 
Betriebe Beiträge zu zahlen. Diese Beiträge können diese ernäh- 
rungswirtschaftlichen Betriebe sich von ihren Lieferanten er- 
statten lassen. Auf dem Eiersektor ist dadurch eine Unklarheit 
entstanden, daß die Eiererzeuger nicht Lieferanten, sondern 
Abnehmer der beitragspflichtigen Brütereien sind. 


B. Lösung 

Diese o. a. Unklarheit soll durch das vorliegende Änderungs- 
gesetz beseitigt werden. Die Klarstellung entspricht dem ur- 
sprünglichen Willen des Gesetzgebers. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

§ 10 Abs. 9 Satz 4 erster Halbsatz des Absatz- 
fondsgesetzes vom 26. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 635) erhält folgende Fassung: 

„Der Betriebsinhaber kann sich die Beiträge von 
seinem Lieferanten, im Falle des Absatzes 8 Buch- 
stabe k von seinem Abnehmer, erstatten lassen;". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 1. Juni 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


Nach der augenblicklichen Gesetzesfassung haben 
die Brütereien — wie die übrigen nach § 10 Abs. 8 
des Absatzfondsgesetzes beitragspflichtigen Be- 
triebe — einen Anspruch auf Erstattung des Bei- 
trages gegen ihre Lieferanten (§10 Abs. 9 Satz 4). 
Damit wollte der Gesetzgeber die Möglichkeit ein- 
räumen, den Beitrag auf die landwirtschaftlichen 
Erzeuger abzuwälzen. Im Eierbereich sind aber nicht 
die Lieferanten, sondern die Abnehmer der bei- 
tragspflichtigen Brütereien (Legehennenhalter) die 
landwirtschaftlichen Erzeuger. Gegen die Eiererzeu- 
ger gewährt der Gesetzeswortlaut also keinen An- 
spruch auf Beitragserstattung, und es erscheint mehr 
als zweifelhaft, ob entgegen dem ausdrücklichen 
Gesetzeswortlaut ein solcher Erstattungsanspruch 
gegen die Eiererzeuger mit dem Sinn und Zweck 
des Gesetzes allein rechtlich begründet werden 
kann. 

Daß das Absatzfondsgesetz nicht in der Fassung ver- 
abschiedet worden ist, die mit der jetzigen Ände- 
rung erstrebt wird, ist lediglich auf ein redaktionel- 
les Versehen zurückzuführen. Im Gesetzgebungsver- 
fahren wurde zeitweilig erwogen, den Beitrag nicht 
von den Brütereien, sondern von den Eierpackstel- 
len zu erheben. Bei dieser Lösung wäre die augen- 
blickliche Gesetzesfassung zutreffend gewesen, weil 
die Eiererzeuger die Lieferanten bzw. Vorlieferanten 
der Eierpackstellen sind. Es ist dann unterlassen 
worden, diese Gesetzesfassung an die eingeführte 
Beitragspflicht der Brütereien anzupassen. 

Die Gesetzesänderung ist dringlich, denn in den von 
der Beitragspflicht betroffenen Kreisen der Eierwirt- 
schaft hat die Frage des gesetzesgetreuen Verfahrens 
bei der Beitragserstattung Unsicherheit und Unruhe 
hervorgerufen. Da die Beiträge erstmals am 15. Juni 
1970 fällig werden (§ 4 Abs. 4 der Verordnung über 
die Beiträge nach § 10 Abs. 8 des Absatzfondsgeset- 
zes vom 29. April 1970 • — BGBl. I S. 445), sollte 
durch eine noch vor der Sommerpause des Bundes- 
tages erfolgende Verabschiedung dieser Gesetzes- 
änderung die notwendige Gleichstellung der Eier- 
wirtschaft mit den übrigen vom Gesetz betroffenen 
Erzeugnisbereichen rechtzeitig erreicht werden. 



